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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir präsentieren Ihnen den Jahresbericht 
des Landessozialgerichts Nordrhein-West-
falen für das Jahr 2025 und danken Ihnen für 
Ihr Interesse an unserer Arbeit. Dieser Be-
richt bietet einen Überblick darüber wie viele 
Verfahren aus welchen Bereichen des Sozi-
alrechts bei den nordrhein-westfälischen So-
zialgerichten im Jahr 2025 eingegangen 
sind und dort erledigt wurden. Sie erhalten 
einen Einblick in die vielfältigen Aufgaben 
und Herausforderungen, die unsere nordrhein-
westfälische Sozialgerichtsbarkeit im ver-
gangenen Jahr bewältigt hat. 
 
 
Unser Auftrag 
 
Die Sozialgerichtsbarkeit in Nordrhein-West-
falen ist für über 18 Millionen Bürgerinnen 
und Bürger zuständig. Acht Sozialgerichte 
und ein Landessozialgericht gewähren ih-
nen effektiven und unabhängigen Rechts-
schutz in fast allen sozialrechtlichen Frage-
stellungen. Die nordrhein-westfälischen So-
zialgerichte haben dabei einen erheblichen 
Anteil an der bundesweiten sozialgerichtli-
chen Rechtsprechung. In NRW wird rund je-
des vierte sozialgerichtliche Klageverfahren 
aus Deutschland entschieden. 
 
 
Rückblick 
 
Die Gesamtzahl der Verfahrenseingänge ist 
2025 bei den Sozialgerichten erstmals seit 
2018 wieder angestiegen (+ 12,76 %), wobei 
die Verfahren des einstweiligen Rechts-
schutzes herausragen (+ 55,79 %). Beim 
Landessozialgericht bildet sich dies verzö-
gert in einem Zuwachs von insgesamt 6,32 
% und der Beschwerden im einstweiligen 
Rechtsschutz von 44,14 % ab. Im Wesentli-

chen betreffen diese Zuwächse die Sachge-
biete Arbeitslosenversicherung und Grund-
sicherung für Arbeitsuchende, was einen 
konjunkturellen Zusammenhang nahelegt. 
 
Insgesamt handelt es sich um einen bundes-
weiten Trend, der wesentlich auch dadurch 
befördert wird, dass unvertretene Personen 
mit KI-Unterstützung erstellte Schriftsätze 
bei Gericht einreichen. Diese Schriftsätze 
sind häufig sehr lang und gekennzeichnet 
von einer Vielzahl oft nicht zielführender An-
träge und Verweise auf Rechtsprechung, die 
nur zum Teil und oft mit anderem Inhalt exis-
tiert.  
 
Diese Eingaben sind möglicherweise damit 
zu erklären, dass es für die Rechtschutzsu-
chenden immer schwerer wird, eine rechts-
kundige Vertretung zu finden. Zur Ordnung 
des Prozessstoffes und Steuerung des Ver-
fahrens sind die Vertreterinnen und Vertreter 
der Sozialverbände und Gewerkschaften so-
wie die im Sozialrecht spezialisierten 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte von 
hohem Wert und großer Bedeutung. Leider 
nimmt die Zahl der Fachanwältinnen und 
Fachanwälte im Sozialrecht seit Jahren ab. 
Ihr Aufwand scheint durch die im Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz vorgesehenen Ge-
bühren nicht hinreichend vergütet zu wer-
den.  
 
Im Jahr 2025 musste die Sozialgerichtsbar-
keit wegen des durch den Haushaltsgesetz-
geber angesichts der schwierigen Haus-
haltslage entschiedenen Wegfalls von 37 
befristet gewährten Stellen 10 % der richter-
lichen Planstellen abbauen, was der Größe 
eines mittleren Sozialgerichtes entspricht. 
Auch bei den Justizbeschäftigten mussten 
Stellen abgebaut werden. Gleichwohl ist es 
den Sozialgerichten im vergangenen Jahr 
gelungen, nahezu genauso viele Verfahren 
wie 2024 zu erledigen und die Laufzeiten der 
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Verfahren (Klagen und Anträge im einstwei-
ligen Rechtschutz) sogar zu verringern. Auf-
grund der deutlich gestiegenen Eingangs-
zahlen vor allem im Bereich des einstweili-
gen Rechtsschutzes war der Aufbau zusätz-
licher Bestände dabei leider unvermeidbar.  
 
Wir danken allen Angehörigen der nordrhein-
westfälischen Sozialgerichtsbarkeit für ihr 
großes Engagement bei der Bewältigung 
der Rechtsprechungs- und Verwaltungsauf-
gaben. Sie haben auch 2025 hierdurch ga-
rantiert, dass den Bürgerinnen und Bürgern 
effektiver Rechtsschutz gewährt werden 
konnte. Dieser Dank richtet sich zunächst an 
die Richterinnen und Richter unserer Sozial-
gerichtsbarkeit. Er gilt selbstverständlich 
aber auch all unseren Kolleginnen und Kol-
legen im Justizdienst, die in unterschied-
lichsten Funktionen mit großem Engage-
ment dafür gesorgt haben, dass die Recht-
sprechung gute Rahmenbedingungen vor-
findet und gut arbeiten kann. 
 
 
Ausblick 
 
Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung so-
wie aktuelle Gesetzesvorhaben werden 
auch weiterhin ihren Niederschlag in der Zu-
nahme der Eingangszahlen, gerade in der 
Arbeitslosenversicherung und der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende finden.  
 
Die Anträge auf einstweiligen Rechtsschutz 
und die nicht selten anschließenden Be-
schwerdeverfahren belasten viele Kammern 
der Sozialgerichte und Senate des Landes-
sozialgerichts bereits seit dem vergangenen 
Jahr stark. Bei bspw. 20 neuen Anträgen auf 
einstweiligen Rechtsschutz im Monat ist ei-
ner Richterin und einem Richter am Sozial-
gericht angesichts der gesetzlichen Ver-
pflichtung der Sozialgerichte, das konkrete 

Begehren der Bürgerinnen und Bürger zu er-
mitteln und den Sachverhalt umfassend auf-
zuklären, die Bearbeitung daneben anhängi-
ger Hauptsacheverfahren deutlich er-
schwert. Diese Situation dauert an.  
 
In naher Zukunft werden sich prognostisch 
die Eingänge in beiden Instanzen weiter 
spürbar erhöhen. Der Bundestag hat den 
Gesetzentwurf zur Umgestaltung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende verabschie-
det. Er sieht Änderungen im Zweiten Buch 
des Sozialgesetzbuches (SGB II) ab dem 
01.07.2026 vor. Insbesondere sind stren-
gere Sanktionsregelungen bei Pflichtverlet-
zungen und Meldeversäumnissen sowie 
eine strengere Prüfung vorhandenen Ver-
mögens und der Angemessenheit der Woh-
nung vorgesehen. Dies wird zu mehr Anläs-
sen für sozialgerichtliche Auseinanderset-
zungen führen. 
 
Wir wollen weiterhin das Vertrauen der Men-
schen in die Gerichte einlösen und so zum 
sozialen Frieden beitragen. Wir möchten 
den Bürgerinnen und Bürgern die Gesetze 
und das bisweilen sehr komplizierte und 
komplexe Sozialrecht verständlich machen 
und dem Rechtsstaat weiterhin ein Gesicht 
geben.  
 

 
 
 

Dr. Jens Blüggel 
Präsident des Landessozialgerichts  
Nordrhein-Westfalen 
 

 
Dr. Dörte Bergmann 
Vizepräsidentin des Landessozialgerichts 
Nordrhein-Westfalen 
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A. Geschäftsentwicklung beim Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen 
 

I. Übersicht über die Geschäftsentwicklung in den einzelnen Sachgebieten 
 
 
  
  
  

  

   

 

   

  

  

  

 

 

 

 

 

Anteil der Sachgebiete an den Eingängen 
 

AS Grundsicherung für Arbeitsuchende 29,19 % 

R Rentenversicherung 19,39 % 

KR Krankenversicherung 17,93 % 

U Unfallversicherung 9,49 % 

SO/AY  Sozialhilfe/Asylbewerberleistungsgesetz 6,41 % 

SB Schwerbehindertenrecht 5,94 % 

P Pflegeversicherung 3,06 % 

AL Arbeitslosenversicherung 2,81 % 

KA Vertrag(zahn)arztrecht 0,33 % 

V Versorgungs- und Entschädigungsrecht 0,97 % 

 Sonstiges 4,48 % 
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Bei insgesamt im Vergleich zum Vorjahr steigenden Eingängen (Berufungen, Beschwerden, 
Klagen) stechen zwei traditionell große Sachgebiete hervor. Zum einen ist dies die Kranken-
versicherung mit einem Zuwachs von 28,20 %. Sie erreicht damit wieder das Niveau des 
Jahres 2023. Eine Ursache dafür sind die Klagen zahlreicher gesetzlicher Krankenkassen 
gegen die Grundlagenbescheide des Bundesamtes für Soziale Sicherung, die die Zuweisun-
gen aus dem Gesundheitsfonds für das Jahr 2026 regeln und für die eine erstinstanzliche 
Sonderzuständigkeit des Landessozialgerichtes nach § 29 Abs. 3 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz 
besteht. Zum anderen weist die Grundsicherung für Arbeitsuchende einen signifikanten Zu-
wachs auf (+ 10,09 %), der in der deutlichen Zunahme der Beschwerden in Verfahren des 
einstweiligen Rechtschutzes seinen Grund hat. Daneben weisen noch die kleineren Sachge-
biete Arbeitslosenversicherung (nach Jahren des Abschwungs) sowie Pflegeversicherung 
Steigerungen auf. Die Eingangsbelastung stellt sich im Einzelnen wie folgt dar:  
 
 
Sachgebiet Eingänge 

2025 
Eingänge 

2024 
Veränderung 

+/- 
Veränderung 

in % 

Grundsicherung für Arbeitsuchende 1.680 1.526 + 154 + 10,09 

Rentenversicherung 1.116 1.168 - 52 - 4,45 

Krankenversicherung 1.032 805    + 227           + 28,20 

Unfallversicherung 546 542      + 4             + 0,74 

Sozialhilfe/Asylbewerberleistungs-
gesetz 369 371      - 2  - 0,54 

Schwerbehindertenrecht 342 370       - 28  - 7,57 

Pflegeversicherung 176 164 + 12 + 7,32 

Arbeitslosenversicherung 162 142 + 20           + 14,08 

Versorgungs- und Entschädigungs-
recht 56 69 - 13 - 18,84 

Vertrags(zahn)arztangelegenheiten 19 33       - 14 - 42,42 

Sonstige  258 224 + 34 + 15,18 

Gesamt  5.756 5.414 + 342 + 6,32 
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II. Daten und Zahlen 2025  

 

Im Vergleich zum Vorjahr stieg in 2025 die Zahl der Eingänge (Berufungen etc.) beim Lan-
dessozialgericht um 342 auf insgesamt 5.756 Verfahren (+ 6,32 %, Vorjahr: 5.414). Die Zahl 
der Erledigungen stieg leicht um 113 auf 5.758 Verfahren (+ 2,00 %, Vorjahr: 5.645). Der 
Bestand am Jahresende verringerte sich um 36 auf 6.218 Verfahren (- 0,57 %, nach Be-
standsbereinigung um 34 Verfahren, Vorjahr: 6.254).  
 
 

 
* Quelle: 2004-2006 Bundesstatistik, ab 2007 IT.NRW-Zählkartenstatistik 
  

Im Jahre 2025 verzeichnete das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen zudem noch  
folgenden Geschäftsanfall: 
 
 2024 2025 
Kostensachen:      0       0           
Entschädigungsklagen nach § 201 GVG in Verbindung      67   107 
mit § 202 SGG:   
Sonstige Verfahren:   153   106 
Ablehnung von Gerichtspersonen:   217   250 
Verweisung an den Güterichter:        1      25 
Summe:   438   488 
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Die Zahl der Beschwerden im einstweiligen Rechtsschutz stieg um 44,14 % auf 1.120 (+ 
343 Verfahren, Vorjahr: 777 Verfahren).              

 
Besonders betroffen waren die Sachgebiete 
                               
 

Ein-
gänge 
2025 

Ein-
gänge 
2024 

Veränderung 
+/- 

Verände-
rung in % 

Grundsicherung für Arbeitsuchende 684  453 + 231 + 51,00 
Krankenversicherung 144  101 + 43 + 42,58 
Sozialhilfe/Asylbewerberleistungen 179 134 + 45 + 33,58 
Arbeitslosenversicherung 34  19 + 15 + 78,95 

 
  
III. Verfahrensdauer 

 
Die Dauer der Berufungsverfahren von der Einlegung der Berufung bis zur Erledigung be-
trug im Jahre 2025: 

    
 bis zu 6 Monate 23,65 % der Fälle  
 mehr als 6 Monate bis einschließlich 12 Monate 21,37 % der Fälle  
 mehr als 12 Monate bis einschließlich 18 Monate 15,32 % der Fälle  
 mehr als 18 Monate bis einschließlich 24 Monate 12,57 % der Fälle  
 mehr als 24 Monate  27,09 % der Fälle  

 
Damit konnten im Kalenderjahr 2025 45,02 % der Berufungen innerhalb von 12 Monaten und 
60,34 % der Berufungen innerhalb von 18 Monaten erledigt werden. Die durchschnittliche 
Verfahrensdauer lag bei 18,1 (Vorjahr 17,6) Monaten. Beim einstweiligen Rechtsschutz be-
trug sie 2,3 (Vorjahr 2,6) Monate. 
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Eingänge

 
B. Geschäftsentwicklung bei den Sozialgerichten in Nordrhein-Westfalen  
 
I. Übersicht über die Geschäftsentwicklung in den Sachgebieten 
 
 
  

  

AS Grundsicherung für Arbeitsuchende 26,59 %
SB Schwerbehindertenrecht 17,11 %
KR Krankenversicherung 16,53 %
R Rentenversicherung 15,32 %
P Pflegeversicherung   7,22 %
U Unfallversicherung   4,99 %
SO/AY Sozialhilfe/Asylbewerberleistungsgesetz   5,05 %
AL Arbeitslosenversicherung   4,78 %
V Versorgungs- und Entschädigungsrecht   0,61 %
KA Vertrags(zahn)arztrecht   1,05 %

Sonstige    0,75 %

Anteil der Sachgebiete an den Eingängen
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Eingänge bei den Sozialgerichten 
 

 
Erledigungen bei den Sozialgerichten 
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Im Vergleich zu 2024 weisen alle Sachgebiete mit Ausnahme der weiterhin nahezu stagnie-
renden Unfallversicherung einen deutlichen Anstieg der Eingangszahlen auf. Dabei sticht der 
Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende zahlenmäßig besonders hervor (+ 17,22 % / 
+ 2.888 Verfahren). Prozentual ähnlich stark stiegen die Eingänge in der Pflege- und der 
Arbeitslosenversicherung. Zuwächse zwischen 7 und 13 % weisen auch die großen Gebiete 
Schwerbehindertenrecht, Kranken- und Rentenversicherung auf. 
 
Im Einzelnen stellen sich die Entwicklungen wie folgt dar: 
 

Sachgebiet                                    
Klagen + einstweiliger Rechtschutz 

Eingänge 
2025 

Eingänge 
2024 

Veränderung 
+/- 

Veränderung 
in % 

Grundsicherung für Arbeitsuchende  19.658 16.770 + 2.888 + 17,22 

Schwerbehindertenrecht 12.650 11.414 + 1.236 + 10,83 

Krankenversicherung 12.217 11.401 + 816 + 7,16 

Rentenversicherung  11.323 10.036 + 1.287 + 12,82 

Pflegeversicherung 5.338 4.595 + 743 + 16,17 

Unfallversicherung 3.693 3.752 - 59 - 1,57 

Sozialhilfe / Asylbewerberleistungs-
gesetz 

3.730 3.407 + 323 + 9,48 

Arbeitslosenversicherung 3.535 3.026 + 509 + 16,82 

Vertrags(zahn)arztangelegenheiten 776 343 + 433 + 126,24 

Versorgungs- und Entschädigungs-
recht 

452 343 + 109 + 31,78 

Sonstige 551 472 + 79 + 16,74 

Gesamt 73.923 65.559 + 8.364 + 12,76 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 



                           Landessozialgericht

                           Nordrhein-Westfalen

 

13 
 

Jahresbericht 2025

II. Daten und Zahlen 2025* 
 
Im Kalenderjahr 2025 gingen bei den acht Sozialgerichten insgesamt 73.923 Verfahren (Kla-
gen und Anträge auf einstweiligen Rechtschutz) neu ein. Das waren 8.364 Verfahren mehr 
als im Vorjahr (+ 12,76 %). Die Erledigungszahl sank auf 69.754 Verfahren (- 1.171 / - 1,65 
%). Am Jahresende 2025 waren bei den Sozialgerichten 85.882 unerledigte Verfahren an-
hängig und damit 4.104 (+ 5,02 %) mehr als im Vergleich zum Vorjahr (nach Bestandsberei-
nigung um - 65 Verfahren). 
 
 

 
* Quelle: 2004-2006 Bundesstatistik, ab 2007 IT.NRW-Zählkartenstatistik 
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Die Zahl der Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz stieg um 2.727 (+ 55,79 %) auf 7.615 
(Vorjahr: 4.888 Verfahren). 
 
 
  
   
 
  
   
   
    
    
   
 
Besonders betroffen waren die Sachgebiete 
                               
 

Ein-
gänge 
2025 

Ein-
gänge 
2024 

Veränderung 
+/- 

Verände-
rung in % 

Grundsicherung für Arbeits-
uchende  

4.989 3.129 + 1.860 +  59,44 

Krankenversicherung 750  489 +    261 +  53,37 
Sozialhilfe/Asylbewerberleistungen 985  723 +    262 +  36,24 
Arbeitslosenversicherung 382 160 +    222 + 138,75 

 
Der weitere Geschäftsanfall der Sozialgerichte in Nordrhein-Westfalen stellte sich im Ver-
gleich zum Vorjahr wie folgt dar: 
 
           2024       2025         
 
Kostensachen:         1.482      1.265 
Amts- und Rechtshilfeersuchen:            89           39 
Anträge auf Ablehnung von Gerichtspersonen:       429         545 
Sonstige Verfahren:           151                 116 
Verweisungen an den Güterichter:                    43            55 
Summe:         2.111      2.020 
 

 
III. Verfahrensdauer 

 
Die Verfahrenslaufzeiten änderten sich 2025 wie folgt: Die durchschnittliche Laufzeit ei-
nes Klageverfahrens lag nach 16,0 Monaten im Vorjahr nunmehr bei 15,6 Monaten. Im 
einstweiligen Rechtsschutz verringerte sich die durchschnittliche Laufzeit um 0,2 Monate 
und liegt nun bei 1,3 Monaten (Vorjahr 1,5 Monate). 
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